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Irreguläre Einwanderung als 
Herausforderung für Europa
Die Aussengrenzen Europas geraten zunehmend unter Druck und 
erfordern eine kohärente europäische Strategie zur Bewältigung der 
irregulären Migration. Die humanitäre Dimension der Migrations­
bewegungen im Mittelmeer stellt auch für das Schengen-Mitglied 
Schweiz ein drängendes Thema dar.

Nr. 162, Oktober 2014, Herausgeber: Matthias Bieri

Von Alexandre Lusenti und  
Lisa Watanabe

Am 15. September 2014 sank vor der Küs-
te Libyens ein Boot mit 250 Flüchtlingen, 
von denen die Mehrzahl ertrank. Noch am 
selben Tag starben weitere 500 Migranten, 
deren Boot auf dem Weg von Ägypten 
nach Malta vorsätzlich von Menschen-
händlern gerammt wurde. Diese Tragödien 
sind nur die neuesten Meldungen in einem 
Jahr der irregulären Migration nach Euro-
pa von nie dagewesenen Ausmassen. 2014 
werden die Höchstzahlen von 2011, als 
64’300 irreguläre Einwanderer von Nord-
afrika nach Italien flüchteten, übertroffen 
werden. Die symbolische Marke von 
100’000 Flüchtlingen wird überschritten 
werden. 

Diese Zahlen veranschaulichen die gewal-
tige Herausforderung, die mit der Verwal-
tung der europäischen Aussengrenzen ein-
hergeht. Seit der Schaffung des grenzfreien 
Schengen-Raums 1995 nimmt die Siche-
rung der Aussengrenzen eine zentrale Be-
deutung für die innere Sicherheit Europas 
ein. Das Schengener Abkommen enthält 
zahlreiche Massnahmen zum Schutz der 
Aussengrenzen, darunter auch Regelungen 
zu Grenzkontrollen und Visaverfahren. Als 
Folge der Dublin-Verordnung von 2003 
wurden zudem gemeinsame Verfahren zum 
Umgang mit Asylsuchenden vereinbart. 

Neben der verstärkten Kontrolle der Au-
ssengrenzen versucht man zudem, der irre-
gulären Einwanderung bereits vor den To-

ren Europas Einhalt zu gebieten. Die 
europäische Grenzschutzagentur Frontex 
spielt dabei eine zentrale Rolle. Frontex ist 
verantwortlich für das Abfangen von Mig-
ranten in Zusammenarbeit mit EU- und 
Nicht-EU-Schengen-Staaten, aber auch in 
Kooperation mit Drittländern. Darüber 
hinaus versucht die EU, die Aussengrenzen 
durch Abkommen mit Drittstaaten weiter 
auszudehnen. Sie sollen Rückführungen 
und Rückübernahmen in die Länder ge-
währleisten, aus denen irreguläre Migran-
ten nach Europa gelangen.

Allen Anstrengungen zum Trotz verdeutli-
chen die infolge der Unruhen in der arabi-
schen Welt steigenden Zahlen irregulärer 
Einwanderer die Schwächen des europäi-
schen Grenzschutzsystems. In diesem 
Kontext ist grössere Solidarität mit den 
Staaten gefordert, deren Landesgrenzen 
die Aussengrenzen Europas markieren: 
Die Unterstützung dient einerseits der Be-
wältigung der Flüchtlingsströme und ist 
andererseits notwendig, um den Kern von 
Schengen/Dublin aufrechtzuerhalten. Ins-
gesamt zielt die Verbesserung des Grenz-

Ein tunesischer Migrant zwischen Fischerbooten, mit denen Flüchtlinge aus Nordafrika zur italienischen 
Insel Lampedusa gelangten. Stefano Rellandini / Reuters.  
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schutzes jedoch lediglich auf eine Behand-
lung der Symptome ab. Langfristig muss 
die EU grössere Anstrengungen unterneh-
men, um die Ursachen der irregulären Mi-
gration zu bekämpfen.

Einfluss der arabischen Revolutionen
Irreguläre Migranten nutzen drei Haupt-
routen sowie internationale Flughäfen, um 
in den Schengen-Raum zu gelangen. Die 
westliche Mittelmeerroute führt von Nordaf-
rika aufs spanische Festland, zu den Balea-
ren und umfasst auch die Landgrenze der 
spanischen Exklaven Ceuta und 
Melilla. Dramatische Ereignisse 
im Jahr 2005, als Hunderte 
Flüchtlinge die Grenzzäune in 
Melilla stürmten, veranlassten 
die spanischen Behörden zur 
Errichtung eines Seeüberwa-
chungssystems und schärferen 
Kontrollen an der Strasse von Gibraltar. 
Diese Massnahmen führten zwischen 2006 
und 2010 zu einem erheblichen Rückgang 
der irregulären Grenzübertritte. Die gestie-
gene Arbeitslosigkeit in Spanien und ent-
sprechend schlechtere Beschäftigungsmög-
lichkeiten für Migranten verstärkten diesen 
Trend. 2011 nahmen die irregulären Grenz-
übertritte in die EU nach dem Beginn der 
Unruhen in Nordafrika und der Elfenbein-
küste jedoch wieder zu und stiegen auf 8450 
nachgewiesene Fälle. Seither sind die Zah-
len auf dieser Route wieder rückläufig. Im 
ersten Halbjahr 2014 wurden lediglich 3331 
Grenzübertritte gemeldet.

Die zentrale Mittelmeerroute ist für irregu-
läre Migranten eine der wichtigsten Ein-
fuhrschneisen nach Europa. Sie führt von 
Nordafrika, insbesondere Tunesien und Li-
byen, zu den italienischen Inseln Pantelle-
ria, Lampedusa und Sizilien sowie nach 
Malta. Libyen spielt für die Seeroute eine 

zentrale Rolle, da viele der Migranten aus 
Westafrika und vom Horn von Afrika vor 
der Überfahrt zunächst in der Provinz Tri-
politanien stranden. Nachdem Libyen und 
Italien im Jahr 2007 ein Abkommen zur 
Migrationszusammenarbeit geschlossen 
hatten, sank die Zahl der irregulären 
Grenzübertritte in die EU zwischen 2009 
und 2010 auf ein historisches Tiefstmass 
(4500 Fälle). Die instabile Lage in Tunesi-
en und Libyen sorgte jedoch im Jahr 2011 
für einen erneuten Anstieg auf Höchstwer-
te. Nach dem Zusammenbruch des Gad-

dafi-Regimes ging die Zahl der Grenz-
übertritte 2012 zunächst zurück, stieg 2013 
aufgrund der prekären Sicherheitslage im 
Land jedoch erneut an. Im ersten Halbjahr 
2014 wurden auf der Route 56’446 irregu-
läre Einwanderer erfasst, die hauptsächlich 
aus Syrien, Eritrea und Somalia stammten.

Die östliche Mittelmeerroute umfasst den 
Seeweg aus der Türkei nach Zypern sowie 
den Landweg aus der Türkei nach Grie-
chenland und Bulgarien. Da die Türkei zu 
einem Transitknoten für Flüchtlinge aus 
Afrika, dem Nahen Osten und Asien ge-
worden ist, wird diese Route auch künftig 
wichtig bleiben. Die Lockerung der türki-
schen Visapolitik gegenüber afrikanischen 
Ländern mag dazu beigetragen haben, dass 
insbesondere Migranten aus Somalia legal 
in die Türkei gelangen und von dort aus 
versuchen, nach Europa weiterzureisen. 
Neben Somaliern nutzen besonders Syrer 
und Afghanen diese Route. Nach einem 

neuen Höchstwert 2011 ergriff Griechen-
land weitreichende Massnahmen zur Stär-
kung des Grenzschutzes am Fluss Evros 
sowie in den Städten Athen und Igoume-
nitsa. In der Folge sank die Zahl der Fälle 
unbefugter Migration im Jahr 2012 auf 
37’200 und 2013 auf 24’800. Die griechi-
schen und türkischen Grenzbehörden ver-
stärkten ihre Zusammenarbeit, so dass sich 
die Haupteintrittspunkte in die EU im Os-
ten an die bulgarische Grenze und auf die 
griechischen Inseln in der Ägäis verlagerte. 
Von Januar bis Juni 2014 wurden 12’962 
irreguläre Grenzübertritte gemeldet.

Neben diesen herkömmlichen Routen er-
folgt ein wichtiger Teil der irregulären Ein-
wanderung über internationale Flughäfen 
wie Frankfurt oder Paris. Die vorliegenden 
Zahlen sind allerdings wenig verlässlich, da 
viele Migranten zunächst mit gültigen Aus-
weispapieren in die EU einreisen und erst 
später zu irregulären Einwanderer werden. 

Die europäische Reaktion 
Als Reaktion auf den Anstieg der irregulä-
ren Einwanderung verschärfte die EU 
Kontrolle und Überwachung ihrer Aussen-
grenzen. Frontex erhielt 2011 zusätzlich 
30  Mio. Euro. Im selben Jahr startete sie 
die Operation «Hermes», welche die italie-
nischen Behörden bei der Kontrolle von 
Schiffen unterstützt, die Flüchtlinge von 
Tunesien zu den Pelagischen Inseln, zum 
Beispiel Lampedusa, befördern. Die Ope-
ration «Aeneas» unterstützte die Kontrolle 
der Route aus der Türkei und Ägypten 
über das Ionische Meer. Die gemeinsam 
mit Griechenland durchgeführte Operati-
on «Poseidon» war ebenfalls eine Antwort 
auf die Einwanderung über Wasser aus der 
Türkei und Nordafrika. Im Jahr 2013 wur-
den die Operationen «Minerva» und «In-
dalo» initiiert, um die irreguläre Einwan-
derung über den Seeweg von Nordafrika 
nach Spanien zu unterbinden. Der Druck 
auf die «Frontstaaten» blieb jedoch hoch. 
Nach dem Tod von etwa 360 Bootsflücht-
lingen vor der Küste Lampedusas im Ok-
tober 2013 rief Italien eine eigene Such- 
und Rettungsmission unter dem Namen 
«Mare Nostrum» ins Leben. Diese war ur-
sprünglich auf die Dauer von wenigen Mo-
naten angelegt, läuft jedoch bis zum heuti-
gen Tag mit einem Kostenvolumen von 
monatlich etwa 9 Mio. Euro. 

Neben der verstärkten Seeüberwachung 
wurde als Folge einer Auseinandersetzung 
zwischen Frankreich und Italien ein Not-
fallmechanismus geschaffen, der zum Ein-
satz kommt, wenn ein Schengen-Staat dem 
Schutz der Aussengrenze nicht nachkom-

Schlüsselbegriffe
Migration beinhaltet die Wanderung einer Person oder einer Gruppe von Personen, entweder über 
eine internationale Grenze, oder in einem Staat. Der Begriff umfasst jede Art von Wanderung, 
unabhängig von ihrer Dauer, Zusammensetzung sowie auch ihren Ursachen.

Irreguläre Migration meint die Wanderung von Personen, die ausserhalb der regulatorischen 
Normen der Ursprung-, Transit- und Aufnahmeländer stattfindet. Aus Sicht der Zielländer handelt 
es sich um Einreise, Aufenthalt oder Arbeit im Land ohne erforderliche Genehmigung oder 
Einhaltung der Einreisebestimmungen.

Asylsuchende sind Personen, die Asyl oder Flüchtlingsstatus beantragt haben, aber noch keine 
endgültige Entscheidung nach internationalem Recht und nationalen Richtlinien erhalten haben.

Flüchtling bezieht sich auf eine Person die aus ihrem Heimatland flüchtet, da sie sich wohlbegrün­
det vor einer Verfolgung aufgrund ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten sozialen Gruppe oder politischen Richtung fürchtet, so dass die Person nicht in der 
Lage ist, den Schutz dieses Landes zu beanspruchen.

Langfristig muss die EU grössere 
Anstrengungen unternehmen, 
um die Ursachen der irregulären 
Migration zu bekämpfen.
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men kann. Anfang 2011 gewährte Italien 
etwa 30’000 Migranten aus Tunesien vorü-
bergehenden Schutz und Reisefreiheit in-
nerhalb des Schengen-Raums, was Frank-
reich dazu veranlasste, für kurze Zeit wieder 
Kontrollen an der französisch-italienischen 
Grenze durchzuführen. Dieser Vorfall zog 
eine Änderung des Schengener Grenzko-
dex nach sich: Erreicht die Zahl von Dritt-
staatsangehörigen, die über die EU-Au-
ssengrenzen nach Europa gelangen, einen 
kritischen Wert, oder können Schengen-
Staaten den Schutz der Aussengranze nicht 
dauerhaft gewährleisten, so kann die Kont-
rolle gewisser Binnengrenzen wieder einge-
führt werden. Da in einigen der Dublin-
Staaten, vorrangig in Griechenland, 
wiederholt Recht und Würde von Asylbe-
werbern verletzt wurden, ist eine Debatte 
über eine Änderung des Dubliner Überein-
kommens entbrannt. Es soll geregelt wer-
den, welcher Staat für die Bearbeitung eines 
Asylantrags zuständig ist, wenn es zu einer 
befristeten Aussetzung des Transfers von 
Asylantragstellern in Staaten mit mangel-
haftem Asylsystem kommt.

Darüber hinaus wurden Massnahmen  
ergriffen, mit denen die Aussengrenzen 
ausgedehnt und die Grenzverwaltung aus-
gelagert werden soll. 2011 wurde das 
Schengen-Visainformationssystem (VIS) 
auf die Konsulate der Schengen-Staaten in 
Algerien, Ägypten, Libyen, Mauretanien, 
Marokko und Tunesien ausgeweitet. Der 
neue Ansatz der EU für die südliche Nach-
barschaft sieht zudem Mobilitätspartner-
schaften mit Drittstaaten vor, zu denen 
Rückübernahmeabkommen mit der EU 
ebenso gehören wie die Zusammenarbeit 
mit Frontex und die Aufstockung der Ka-
pazitäten im Bereich der Grenzverwaltung. 
Im Gegenzug gewährt die EU Visaerleich-
terungsabkommen und Finanzhilfen für 
den Kapazitätsaufbau. Bis heute hat die 
EU eine Mobilitätspartnerschaft mit Ma-
rokko abgeschlossen und steht in Verhand-
lungen mit Tunesien. Ferner hat sie im De-
zember 2013 nach zehnjährigen 
Verhandlungen ein Rückübernahmeab-
kommen mit der Türkei abgeschlossen. 
Auch dieses ist mit Gesprächen über Visa-
erleichterungen verknüpft. 

Bedeutung für die Schweiz
Seit der Unterzeichnung des Assoziie-
rungsabkommens mit Schengen und Dub-
lin im Jahr 2005 ist die Schweiz in die Ver-
waltung der EU-Aussengrenzen involviert 
und beteiligt sich an Frontex-Operationen. 
2011 wurden Schweizer Grenzwächter im 
Rahmen der Operation «Hermes» nach 
Süditalien entsandt, um vor Ort gefälschte 
Dokumente sicherzustellen, Fahrzeuge zu 
durchsuchen und Migranten zu vernehmen, 
um so Erkenntnisse über Transitrouten und 
Schleuser zu gewinnen. Seit 2013 werden 
Schweizer Grenzschutzbeamte zudem im 
Rahmen der Operation «Poseidon» in der 
Evros-Region in Griechenland und im 
Rahmen der Operation «Minerva» an der 
Südküste Spaniens eingesetzt. Im August 
2014 richtete der Bund ausserdem eine Task 
Force zur Migration im Mittelmeer ein.

Aufgrund der Änderung des Schengener 
Grenzkodex könnte die Schweiz wieder 
temporär Kontrollen an den Binnengren-
zen einführen, sollte es zu einem starken 
Zustrom von Migranten über die Aussen-

Routen irregulärer Einwanderer in den Schengen-Raum
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grenzen der EU kommen. Eine Änderung 
der Dublin-Verordnung im Sinne eines be-
fristeten Aussetzen des Transfers von Asyl-
bewerbern hätte jedoch wesentliche Nach-
teile für die Schweiz. Die Schweiz führt 
mehr Asylbewerber zurück in Dublin-
Staaten als umgekehrt (Stand 2013: 4165 
Transfers in Dublin-Staaten im Vergleich 
zu 751 Transfers in die Schweiz). Dennoch 
ist die Schweiz offen für Gespräche über 
eine Entwicklung des Dubliner Überein-
kommens und einer besseren Aufgaben-
verteilung unter den Dublin-Staaten. Auf 
bilateraler Ebene teilt die Schweiz bewähr-
te Methoden im Asylbereich mit Grie-
chenland.

Ebenso wie die EU erwägt auch die 
Schweiz, die irreguläre Migration über die 
physischen Grenzen des Landes hinaus zu 
bekämpfen und hat zu diesem Zweck «Mi-
grationspartnerschaften» zur Förderung der 
freiwilligen Rückkehr und Wiedereinglie-
derung abgeschlossen. Im Gegenzug ge-
währt die Schweiz Visaerleichterungen und 
Kapazitätsbildungshilfe. Bisher wurden 
Migrationspartnerschaften mit 
Bosnien-Herzegowina, Serbien, 
Kosovo und Nigeria abge-
schlossen. Im Rahmen des 2011 
aufgelegten Schweizer Nordaf-
rika-Programms ist die Schweiz 
auch eine Migrationspartner-
schaft mit Tunesien eingegan-
gen. Dieses wird ergänzt durch eine Reihe 
von Unterstützungsprojekten, darunter sol-
che zur Stärkung der tunesischen Grenzbe-
hörden. Dabei stehen die internationalen 
Verpflichtungen gegenüber Flüchtlingen 
sowie der Schutz und die Rückkehr von 
Migranten nach Tunesien im Zentrum. 

Perspektiven 
Der Migrationsdruck, welcher von der 
südlichen Nachbarschaft Europas ausgeht, 
wird wohl eine Verbesserung des Grenz-
verwaltungssystems nach sich ziehen, nicht 
aber eine Überarbeitung des Systems brin-
gen. Neue Technologien spielen dabei eine 
entscheidende Rolle. Es ist zu erwarten, 
dass 2020 «intelligente Grenzen» in Be-
trieb genommen werden, welche die Auf-
enthaltsdauer von Drittstaatsangehörigen 
berechnen und nationale Behörden auto-
matisch über den Ablauf der Frist infor-
mieren. Während der Einführungsphase 

werden zunächst nur die Ein- und Ausrei-
sedaten erfasst. Drei Jahre nach Aufnahme 
des Betriebs werden auch die Fingerabdrü-
cke gespeichert. Zur Verbesserung der La-
geerkennung erwägt Frontex zudem den 
Einsatz unterschiedlichster Technologien, 
darunter ferngelenkte Luftfahrzeuge. 

Ferner soll die Solidarität unter den Schen-
gen-Staaten gestärkt werden. Nachdem 
Italien damit gedroht hatte, die Operation 
«Mare Nostrum» zu beenden, sollte die EU 
ihre Unterstützung nicht erhöhen, wurde 
die neue Mission «Triton» ins Leben geru-
fen. «Triton» vereint die Operationen 
«Hermes» und «Aeneas» und soll im 
Herbst als Ergänzung zu «Mare Nostrum» 
starten und diese im November in kleine-
rem Rahmen ersetzen.  Im Zuge der Wei-
terentwicklung von Frontex könnte es zur 
Schaffung eines europäischen Grenz-
schutzsystems kommen, über das Experten 
an besonders brenzlige Stellen der Aussen-
grenzen entsendet werden können. Der 
Bedarf nach einer einheitlichen Umset-
zung des Gemeinsamen Europäischen 

Asylsystems wird zudem eine Aufwertung 
des Europäischen Unterstützungsbüros für 
Asylfragen (EASO) erfordern. 

In der Summe könnten die Massnahmen 
die Mängel in der Grenzverwaltung behe-
ben, sie könnten aber ebenso gut zu einer 
Verlagerung der Transitrouten und einer 
weiteren Professionalisierung der Schleu-
sermethoden führen. Die Ursachen für die 
irreguläre Einwanderung, wie etwa der 
Mangel an legalen Einwanderungsmög-
lichkeiten, bleiben bei dieser Betrachtung 
aussen vor. Die Mobilitätspartnerschaften 
der EU sind ein Schritt in die richtige 
Richtung, dennoch liegt der Fokus auf be-
fristeten Aufenthaltsrechten und nicht auf 
langfristigen Lösungen der legalen Zu-
wanderung. Darüber hinaus ist das befris-
tete Aufenthaltsrecht an Bedingungen ge-
knüpft und abhängig von der freiwilligen 
Selbstverpflichtung einzelner Mitglied-

staaten. Langfristig verhindern derart un-
verbindliche Abkommen die Schaffung  
kohärenter Ansätze zur Bekämpfung der 
irregulären Migration auf EU-Ebene.

Zudem gehen Mobilitätspartnerschaften 
mit vielen Problemen einher: Bei der Rück-
übernahme müssen die Rechte der Antrag-
steller in den Drittländern gewahrt werden. 
Über die Umsetzung dieser Forderung sind 
bereits zahlreiche Diskussionen entbrannt. 
Einer der Vorschläge sieht vor, dass die 
Nicht-EU-Unterzeichnerstaaten der 
Rückübernahmeabkommen die Bestim-
mungen internationaler Übereinkommen 
einhalten und Monitoringmechanismen in 
den Rückkehrländern einrichten. Parallel 
dazu versucht die EU mithilfe von regiona-
len Schutzprogrammen den Kapazitätsauf-
bau in den Herkunftsländern zu fördern. 

Die künftige Entwicklung der Verwaltung 
der EU-Aussengrenzen wird eine grössere 
Beteiligung der Schweiz an Frontex-Ope-
rationen erfordern. 2011 wurden 24 
Schweizer Experten insgesamt 800 Tage 
lang nach Italien, Griechenland, Bulgarien, 
Slowenien und Spanien entsandt; im Jahr 
2012 waren es 39 Experten und 1146 Tage. 
Im Juni 2014 hat die Schweiz ein Koope-
rationsabkommen mit der EU unterzeich-
net, dass eine stärkere Beteiligung der 
Schweiz an den Aktivitäten der EASO 
vorsieht. Die Frage nach der Einhaltung 
der Menschenrechte, die unweigerlich mit 
der Auslagerung der Grenzverwaltung an 
Drittstaaten verbunden ist, ist auch für die 
Schweiz von zentraler Bedeutung. 

Auch wenn sicherheitspolitische Themen  
wie die Ukraine-Krise und der Islamische 
Staat derzeit dominieren, bleibt irreguläre 
Einwanderung nach Europa ein zentrales 
Anliegen für die Schweiz und Europa.
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Ein befristetes Aussetzen des 
Transfers von Asylbewerbern 
hätte wesentliche Nachteile für 
die Schweiz. 
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